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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Leicht, von Alten-Nordheim, Dr. Rit- 
gen, Bittelmann, Dr. Ritz, Richarts, Adorno, Frau Grie- 
singer, Dr. Stark (Nürtingen), Susset und Genossen 


betr. Preis für Zuckerrüben 


Durch die EWG-Zuckermarktordnung von 1968 wurde der seit 
1964 geltende Zuckerrübenpreis von 7,25 DM auf 6,80 DM je 
100 kg Rüben herabgesetzt. Im Jahre 1970 sank der Rübenpreis 
infolge der DM- Aufwertung auf 6,22 DM und liegt damit an 
letzter Stelle innerhalb der EWG. Die von der Bundesregierung 
bisher geleistete Hilfe - Erhöhung der nicht abzuführenden 
Mehrwertsteuer von 5 v. H. auf 8 v. H., Aufwertungsverlust- 
ausgleich von 109,50 DM und Liquiditätshilfe von 25 DM pro 
Hektar - deckt nicht die entstandenen Verluste. Hierdurch wer- 
den weite Kreise der deutschen Landwirtschaft getroffen, da 
mehr als zwei Drittel der rund 125 000 Zuckerrübenanbauer 
eine Anbaufläche von weniger als 2 Hektar je Betrieb bewirt- 
schaften. 

Ende Januar 1972 wurde von der EWG-Kommission eine 
Rübenpreiserhöhung von 3 v. H. vorgeschlagen. Dies würde, 
falls dieser Vorschlag vom Ministerrat gebilligt wird, eine Er- 
höhung von 6,22 DM auf 6,41 DM von 100 kg Rüben bedeuten. 
Dem steht jedoch gegenüber, daß im Falle der Beibehaltung des 
derzeitigen Grünen Dollars infolge der Aufwertung der DM 
gegenüber dem Dollar um 4,61 v. H. der Rübenpreis entspre- 
chend sinken würde, so daß die vorgeschlagene Preiserhöhung 
noch nicht einmal diesen Aufwertungsverlust auffangen kann. 


Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Hält die Bundesregierung einen Rübenmindestpreis von 
7,25 DM pro 100 kg Rüben, der schon im Jahre 1964 als 
volkswirtschaftlich angemessen angesehen wurde, für eine 
maßvolle und vertretbare Preisforderung der deutschen 
Zuckerrübenanbauer? 
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2. Welche Bemühungen hat die Bundesregierung unternom- 
men, um eine angemessene Erhöhung bei den EWG-Gremien 
zu erreichen? 
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